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Medienmitteilung vom 6. März 2008

Kulturstadt Jetzt im Wahljahr (Thema 3 von 9):

Ist das Zeitalter der Bevormundung vorbei?

Kulturstadt Jetzt freut sich, dass die eigenen politischen Positionen – weniger Verbote und Bevormundung, dafür mehr kreative Freiräume und Möglichkeiten – parteiübergreifend Anklang finden. Es ist zu hoffen, dass der neuentdeckte liberale Geist vermehrt auch in der politischen Praxis Einzug hält. 

Das Komitee Kulturstadt Jetzt ist erfreut, dass seine politischen Positionen gegenwärtig parteiübergreifenden Widerhall finden. Wie der Basler Zeitung vom 5. März 2008 zu entnehmen ist, lehnen die Parteipräsidenten von SVP bis BastA in seltener Einmütigkeit neue Verbote, Einschränkungen und Bevormundungen ab. Stattdessen plädieren sie für mehr Eigenverantwortung und wollen unliebsame Entwicklungen mit vermehrter Überzeugungsarbeit bekämpfen. Wenn fast alle Parteien blosse Symbolpolitik mit unnötiger Gesetzesflut ablehnen, stellt sich die Frage: Warum haben wir denn derart restriktive Lärmschutzbestimmungen, wieso wurde die Polizeistunde wieder eingeführt, weshalb kämpfen Veranstaltungen auf Allmend mit einer kulturunfreundlichen Bewilligungspraxis?

Die Antwort ist: Scheinbar sind die Positionen, welche Kulturstadt Jetzt seit Jahren vertritt, mehrheitsfähig geworden. Ein Umdenken hat im politischen Mainstream eingesetzt. Kulturstadt Jetzt erinnert sich, wie die Diskussionen um das Gastgewerbegesetz verliefen. Damals waren es die bürgerlichen Parteien, die im Verbund mit dem Wirteverband der Eigenverantwortung misstrauten und ein unliberales Gesetz durchpaukten. SP, Grüne und BastA lehnten das neue Gastgewerbegesetz zwar grossmehrheitlich ab, sie traten dafür aber bei anderer Gelegenheit oft als Verbotsapostel auf – beim Verbot sexistischer Plakatwerbung bis zu Bussen und Strafputzen für Abfallsünder. 

Ermöglichen statt Verhindern

Kulturstadt Jetzt freut sich, wenn das Zeitalter des Verhinderns endet und eine Zeit des Ermöglichens anbricht. Den Stein ins Rollen gebracht hat anscheinend der baselstädtische Justizdirektor Guy Morin, der in letzter Zeit mehrfach durch eine pointiert liberale Haltung auffiel. Das Komitee hofft, dass sich auch Behörden und Verwaltung diese neue Haltung zu eigen machen, denn viele Rechtsgrundlagen lassen Spielraum für liberalere Ent​scheide. Kulturstadt Jetzt setzt darauf, dass sich diese fraktionsübergreifende Offenheit vermehrt im politischen Alltag widerspiegelt, damit Basel wahrhaft kultur-, wirtschafts- und lebensfreundlich wird.
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